Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1723 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes für Jugend Wohlfahrt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

§ 25 Abs. 2 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1205) wird gestrichen und 
durch folgende Absätze 2 bis 6 ersetzt: 

„(2) Die Bundesregierung legt dem Bundestag 
und Bundesrat 

1. alle 10 Jahre, erstmals zum 1. Juli 1973, 
einen umfassenden Bericht über die Lage 
der Jugend und 

2. alle 4 Jahre, erstmals zum 1. Juli 1971, 
einen Bericht über einzelne Schwer- 
punkte der Jugendhilfe 

vor. 

(3) Die Berichte sollen die Leistungen der 
Jugendhilfe darstellen, Mißstände offenlegen und 
Verbesserungsvorschläge enthalten. 


(4) Die Bundesregierung beauftragt mit der Aus- 
arbeitung der Berichte jeweils eine Kommission, der 
bis zu 7 fachkundige Persönlichkeiten angehören, 
und fügt den Berichten eine Stellungnahme mit den 
von ihr für notwendig gehaltenen Folgerungen bei. 

(5) Den Kommissionen sind von den Trägern der 
Jugendhilfe die erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen. Flierbei sind den Kommissionen auch die 
Berichte gemäß § 23 Nr. 1 zugänglich zu machen. 

(6) Das Nähere regelt die Bundesregierung durch 
Vc r w a 1 tun g s V o r s ch r i f t en . " 


Artikel II 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 


Bonn, den 6. Juni 1967 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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